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Die Haushaltsfrage

Die Politik und Einstellung Großbritanniens gegenüber der Europäischen Ge-
meinschaft wurde 1981, wie schon im Jahr zuvor, bestimmt durch das andau-
ernde Problem des Ungleichgewichts zwischen den britischen Einzahlungen in
den Gemeinschaftshaushalt und den Mitteln, die Großbritannien aus dem
Haushalt erhält. Obgleich diese Diskrepanz durch Zugeständnisse der Briti-
schen Partner während des Treffens des Ministerrates am 30. Mai 1980 verrin-
gert werden konnte, hatte die dort gefundene Lösung nur provisorischen Cha-
rakter, da sie nur für drei Jahre Gültigkeit besaß; während des ganzen Jahres
1981 übte die britische Regierung daher Druck auf ihre Gemeinschaftspartner
aus, einer langfristigen Lösung zuzustimmen, die die kurzfristige Übereinkunft
nach 1982 ersetzen sollte. Die Sorge der britischen Regierung, ein erfolgreiches
Ergebnis in dieser Frage zu erreichen — was teilweise durch innenpolitische Er-
wägungen mitbedingt wurde — war natürlich nur einer der vielen Aspekte der
britischen Europapolitik im Laufe des Jahres 1981. Während der britischen
Präsidentschaft im Ministerrat in der zweiten Jahreshälfte gelangte man zu eini-
gen bedeutenden Fortschritten in anderen Problembereichen, zum Beispiel in
der Energiepolitik. Zweifellos aber war die Lösung des Haushaltsproblems das
überragende Ziel der Regierung von Frau Thatcher in ihren Beziehungen zur
Gemeinschaft.

Einem außenstehenden Beobachter der Verhandlungstaktik der britischen
Regierung im Jahre 1981 mußte es klar sein, daß die Regierung dem zweiten
und dritten Element des Mandats vom 30. 5. 1980 (die Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik und das Problem der exzessiven Nettobeitragszahlungen der
Mitgliedstaaten in den Haushalt) mehr Aufmerksamkeit als dem ersten Ele-
ment (die Entwicklung der Politik außerhalb des Agrarsektors) widmete. Ob-
gleich viele Stellungnahmen von Lord Carrington und anderen britischen Mini-
stern das Interesse Großbritanniens an der Weiterentwicklung der gemeinsa-
men Sozial-, Regional- oder Industriepolitk wiederholt bekräftigten, war aber
das Hauptziel der Thatcher-Administration die Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP) so zu reformieren, daß die Gemeinschaftsausgaben im Agrarbereich be-
schnitten und eine langfristige Lösung des Problems der nationalen Einzahlun-
gen in den Haushalt garantiert werden würde.
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Diese Prioritäten wurden bei den Haushaltsberatungen des Europäischen
Rates in Maastricht am 23. und 24. März, in Luxemburg am 29. und 30. Juni
und vor allem in London am 26. und 27. November verdeutlicht. Dieselbe briti-
sche Sorge wurde natürlich auch auf anderen Ebenen der Gemeinschaftsver-
handlung ausgedrückt, vor allem auch während der britischen Präsidentschaft,
die eine Woche nach dem Kommissionsbericht über das Mandat vom 24. 6. be-
gann. Der Ausschuß der Ständigen Vertreter beriet den Kommissionsbericht
im Juli, und der britische Standpunkt wurde erneut im Rat für Auswärtige An-
gelegenheiten und in der Mandatsgruppe erörtert. Diese aus einem Vertreter
im Botschafterrang je Mitgliedsland bestehende Gruppe führte auf ihren wö-
chentlichen Treffen zwischen September und November gründliche Debatten
über jeden der drei Bereiche des Mandats. Auf dem Treffen des Agrarates vom
19. Oktober erläuterte der britische Agrarminister, Peter walker, die Grundli-
nie der britischen Regierung, den Aufwand im Agrarbereicn zu reduzieren (ob-
gleich er, wie alle britischen Agrarminister, sich der Tatsache bewußt war, daß
der Teil der britischen Bevölkerung, der im Agrarbereich arbeitet, im Gegen-
satz zum Rest der Bevölkerung höhere Agrarpreise begrüßte). Auf der Sitzung
des Rates der Außenminister am 26. und 27. Oktober, drängten Lord Carring-
ton und der britische Handelsminister, Peter Rees, erneut ihre Kollegen, sich
auf den britischen Standpunkt zu einigen, aber die Entscheidung wurde bis zu
der kritischen Tagung des Europäischen Rates aufgeschoben, die einen Monat
später stattfand.

Der Europäische Rat gelangte auch in London zu keiner Einigung, obgleich
eine intensive Diskussion über jeden Bereich des Mandats geführt wurde. In ih-
rer Ansprache an das Europäische Parlament — es war das erste Mal über-
haupt, das der Premierminister eines Präsidentschaftsstaates einen solchen Be-
richt persönlich dem Parlament gegeben hat - drückte Frau Thatcher die Ent-
täuschung der britischen Regierung darüber aus, daß in vier kritischen Berei-
chen keine Einigung hatte erzielt werden können: erstens, die Probleme, die
sich aus der Milchmarktordnung der Gemeinschaft ergeben; zweitens die Fra-
ge, wie man die Landwirtschaft im Mittelmeerraum behandeln soll; drittens die
Problematik, wie man den Anteil der Agrarausgaben mit der Entwicklung des
Gemeinschaftshaushaltes als ganzem verknüpfen kann; und viertens, wie ver-
hindert werden kann, daß kein Mitgliedsstaat durch die Auswirkungen des Ge-
meinschaftshaushaltes in eine unannehmbare Situation gerät1.

Auf einem weiteren Treffen der Außenminister am 14. und 15. Dezember
gelang es Lord Carrington wiederum nicht, die Partner Großbritanniens zu ei-
ner Annäherung an den britischen Standpunkt zu bewegen: Das Jahr endete
schließlich mit der Entscheidung, den Kommissionspräsidenten zu bitten, die-
ses Problem erneut aufzugreifen und überarbeitete Vorschläge für Leitlinien zu
diesen vier Punkten zu unterbreiten. Die kritische Frage des Haushaltes, eine
zentrale Problematik für die Europapolitik des Kabinetts Thatcher, blieb so
auch am Ende des britischen Vorsitzes ungelöst — was in Londoner Regie-
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rungskreisen offene Enttäuschung auslöste — und wurde zu einer der ersten
Problempunkte für die Tagesordnung der belgischen Präsidentschaft, die im Ja-
nuar 1982 begann.

Die britische Ratspräsidentschaft
Bei der Einführungsrede zur britischen Präsidentschaft vor dem Europäischen
Parlament am 8. Juli 1981 umriß Lord Carrington die britische Grundposition
zu den der Gemeinschaft bevorstehenden Aufgaben und die spezifischen Inter-
essen Großbritanniens. Die generelle Haltung der britischen Regierung gegen-
über der Präsidentschaft wurde zurückhaltend formuliert: „Sechs Monate sind
für die Politik der Europäischen Gemeinschaft eine kurze Zeit. Für jede Präsi-
dentschaft ist es ein Fehler, den Vorsitz mit übertriebenen Hoffnungen zu über-
nehmen. ... Es ist eine Pflicht der Präsidentschaft, die Kontinuität mit seinen
unmittelbaren Vorgängern zu wahren, sicherzustellen, daß die Arbeit mit ei-
nem Maximum an Effizienz und ohne viel Aufhebens bewältigt wird und sich
dafür einzusetzen, Übereinstimmung und Kompromiß zwischen allen Mitglied-
staaten zu erreichen, ohne die ein andauernder Fortschritt nicht aufrecht erhal-
ten werden kann"2.

Nachdem der Außenminister die Notwendigkeit für die Präsidentschaft un-
terstrichen hatte, gute Arbeitsbeziehungen zu den anderen Gemeinschaftsinsti-
tutionen zu unterhalten (bei diesem Punkt zog sich die britische Präsidentschaft
durch die ständigen Kontakte des britischen Europaministers, Douglas Hard,
zum Europäischen Parlament und den persönlichen Bericht der Premiermini-
sterin vor dem Parlament im Dezember gut aus der Affäre), hob er die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten , denen sich die Gemeinschaft konfrontiert sieht,
hervor. Er erwähnte besonders „das Zwillingsübel Inflation und Arbeitslosig-
keit", das die Gemeinschaft in einer Phase wirtschaftlicher Rezession und
struktureller Veränderungen zu bewältigen habe; die Notwendigkeit einer ge-
schlosseneren Antwort der Gemeinschaft bei der Energieproblematik; die For-
derung nach einer Umstrukturierung des Gemeinschaftshaushalts; die Vielzahl
gefährlicher Entwicklungen auf der internationalen politischen Bühne, beson-
ders die Ergebnisse der russischen Invasion in Afghanistan, die prekäre Situa-
tion in Polen und die unruhige Lage im Mittleren Osten.

Die grundlegende Position der britischen Regierung gegenüber diesen Her-
ausforderungen wurde in einer anderen Passage der Rede Carringtons deutlich,
als er, anspielend auf Pompidous Konzept der „Vollendung, Vertiefung und
Erweiterung" der Gemeinschaft, von einem neuen Konzept der „Erneuerung,
Erweiterung und Identität " sprach. Den Begriff „Erneuerung" erklärte Lord
Carrington als die Pflicht, die bestehende Politik anzupassen, zu modifizieren
und zu stärken und dort wo es notwendig ist, eine neue Politik zu erarbeiten;
mit „Erweiterung" meinte er eine erfolgreiche Wiederholung der ersten Erwei-
terungsverhandlungen, die Spanien, Portugal und Griechenland zur Gemein-
schaft zuließen; „Identität" sei erreichbar durch die Entwicklung der Fähigkeit
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der Gemeinschaft, einen aktiven Einfluß auf die übrige Welt auszuüben und
seine Interessen im Namen einer gemeinschaftlichen Europäischen Identiät zu
schützen und zu fördern.

Dieses Konzept präzisierend, hob der Außenminister, der auch das britische
Interesse an einer Umstrukturierung des Haushaltes und an anderen Elemen-
ten des Mandats vom 30. Mai nochmals betonte, hervor, daß es aus britischer
Sicht überhaupt keine Frage sein könne, daß der Gemeinschaftsanteil über die
existierende 1 %-Beitragsgrenze der Mehrwertsteuermittel hinaus angewach-
sen sei.

Mit Blick auf die Industriepolitik, besonders in bezug auf die Arbeitslosig-
keit, war die britische Haltung auch 1981 durch den Wunsch beherrscht, daß
die Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Industrie, insbesondere auf dem
privaten Sektor, wiederhergestellt werden müsse. Obwohl die Stellungnahmen
britischer Minister die Notwendigkeit betonten, daß Westeuropa unter den
führenden Nationen im Technologiefortschritt bleiben müsse, so gab es doch
keine spezifischen Vorschläge, wie die Institutionen der Gemeinschaft dieses
Ziel aktiver verfolgen können. Andererseits legte die britische Regierung gro-
ßen Wert auf die Fortführung der „negativen Integration", in dem Sinne, daß
nicht-tarifäre Handelshemmnisse im Industriehandel und im sehr bedeutenden
Dienstleistungsbereich beseitigt werden sollten. In seiner Ansprache vom 8. Ju-
li bemerkte Lord Carrington, daß „der Dienstleistungsbereich heutzutage eine
ebenso große Quelle des Reichtums und der Beschäftigung darstellt wie die In-
dustrie"; gleichzeitig wiederholte er eine Forderung, die mehrfach in den letz-
ten Jahren von britischen Sprechern geäußert wurde: „Dienstleistungen wie
Versicherung, Bankwesen und die Luftfahrt verdienen es, dieselben Vorteile
zu genießen wie ihre Kollegen in der Herstellungsindustrie. Nur so werden die
Mitgliedstaaten und ihre jeweilige Bevölkerung sich den allergrößten Nutzen
aus der Mitgliedschaft in der größten Freihandelsregion der Welt sichern"3.

Es ist bemerkenswert und für viele britische Stellungnahmen während des
Jahres 1981 charakteristisch, daß im Gegensatz zu den detaillierten Stellung-
nahmen zur Frage der Beseitigung von Hindernissen im Dienstleistungsbereich
und der schon vorher erwähnten Diskussion um das Haushaltsproblem, die
Stellungnahmen zu anderen Bereichen der Gemeinschaftspolitik relativ kurz
sind. Viele große Politikbereiche wurden in einem einzigen Satz zusammenge-
faßt: „Die Gemeinschaft muß mehr Energie auf Politikbereiche verwenden, die
sich mit den Problemen der 80-er Jahre auseinandersetzen: Regionale Entwick-
lung, Energiefragen und vielleicht eine neue Politik zur industriellen Regenera-
tion und Stadterneuerung".

Nach einer relativ kurzen Bewertung des Problems der Erweiterung, bei der
der Außenminister besonders hervorhob, daß es notwendig sei, den institutio-
nellen und ökonomischen Schwierigkeiten einer Gemeinschaft der Zwölf mit
Phantasie und Einsatzbereitschaft zu begegnen, setzte er sich mit dem dritten
Element seines Konzeptes auseinander: der „Identität". Carringtons dazu fol-
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genden Ausführungen, die sich mit der Rolle der Gemeinschaft bei der Vertre-
tung wirtschaftlicher, politischer und sicherheitspolitischer Interessen Europas
gegenüber den anderen Regionen der Welt befassen, hinterlassen den Ein-
druck, daß der britische Außenminister sich hier mit einem Problembereich be-
schäftigt, der ihm und anderen britischen Ministern viel mehr am Herzen liegt,
als die detaillierten und oft unlenkbaren Probleme der Europäischen Alltags-
politik.

Alle wesentlichen Aspekte der Internationalen Beziehungen der Gemein-
schaft wurden ausführlich behandelt, einschließlich der Rolle der Gemeinschaft
im Geflecht der internationalen wirtschaftlichen Beziehungen (GATT-Ver-
handlungen, Vorbereitungen für den folgenden Weltwirtschaftsgipfel und den
Nord-Süd-Dialog einschließlich des Lome-Abkommens) und der Entwicklung
der Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ), auf die später einzuge-
hen ist. Zunächst ist es notwendig, die aktuellen Beiträge einzuschätzen, die
die britische Europapolitik für die Entwicklung der Gemeinschaft im Laufe des
Jahres 1981 geleistet hat.

Britische Beiträge zur Europapolitik 1981
Wie bereits bemerkt, brachten die intensiven Debatten über das Mandat vom
30. Mai am Ende des Jahres keine Übereinkunft. Bei einer Anzahl von anderen
Punkten auf der Tagesordnung der Gemeinschaft jedoch wurden einige Fort-
schritte erzielt: im Bereich der Fischereipolitik beispielsweise näherten sich die
verschiedenen nationalen Standpunkte, einschließlich des britischen. Bezüglich
des Umweltschutzes erzielte der Rat der Umweltminister auf seiner Dezember-
Tagung eine Übereinkunft über den Entwurf einer Vorschrift über die Unfallri-
siken und über einen weiteren Richtlinienentwurf zur Verschmutzung des Was-
sers durch Quecksilber. In beiden Bereichen arbeitete die britische Präsident-
schaft aktiv an einer Lösung mit. Bezüglich der Frage, wie ein einheitlicher
Markt für den Dienstleistungssektor erreicht werden könne — wie oben geschil-
dert ein vordringliches Problem für die britische Regierung — fanden umfang-
reiche Diskussionen statt, insbesondere nach dem Übereinkommen auf dem
Juni-Gipfel des Europäischen Rates, wonach der Binnenmarkt in der Gemein-
schaft auf jede mögliche Weise gestärkt und weiterentwickelt werden solle.

Besondere Aufmerksamkeit schenkte die britische Regierung auch den Flug-
tarifen in der Gemeinschaft und eine britische Initiative führte schließlich zum
Abschluß eines Berichts und eines Verordnungsentwurfs über diese Frage
durch die Kommission.

Im wichtigen Energiebereich richteten sich die Anstrengungen des Vereinig-
ten Königreiches auf eine Energiepolitik der Gemeinschaft, die durch einen hö-
heren Informationsgrad über die Preispolitik zwischen den Mitgliedstaaten und
durch die Übereinstimmung der Energiepreispolitik zwischen den Ländern ge-
kennzeichnet sein sollte. Auf einem Treffen des Rates der Energieminister
wurden Ende Oktober Leitlinien über diese Bereiche erstellt, ebenso wie über
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die Verwaltung von Ölvorräten im Krisenfall; diese Richtlinien wurden vom
Rat im Dezember bestätigt.

Was die sozialen Probleme anbetrifft, so bestand das größte Anliegen der
britischen Regierung im Problem der Arbeitslosigkeit; in einer Reihe von Un-
terredungen der Arbeitsminister und der Minister für Soziale Angelegenheiten
wurden die Ansichten der britischen Führung zur Rolle der Gemeinschaft bei
der Lösung dieses Problems zum Ausdruck gebracht. Wie man es von einer Re-
gierung mit einer großen Verpflichtung gegenüber dem privaten Sektor erwar-
ten kann, standen die Pläne für eine Initiative der Gemeinschaft, die von Frau
Thatchers Ministern unterstützt wurden, in einem großen Gegensatz zu den
eher interventionistischen Plänen der französischen Regierung. Die britischen
Vertreter führten besonders an, daß die begrenzten Mittel des Europäischen
Sozialhaushaltes gezielt verwendet werden sollten, wobei besondere Priori-
täten für ein Berufsausbildungsprogramm für jugendliche Arbeitslose einge-
räumt werden sollte.

Von ganz anderer Dimension war dagegen die Ende 1981 in den Vorder-
grund rückende Diskussion über einen europäischen Verfassungsentwurf, aus-
gelöst durch die auf dem Londoner Gipfel im November vorgelegte Genscher-
Colombo Akte. Im Rahmen dieser Diskussion unterstützten die britischen Ver-
treter grundsätzlich die darin genannten Bestandteile eines Fortschritts in Rich-
tung einer Europäischen Integration und besonders einer politischen Dimen-
sion der Gemeinschaft. Obgleich eine gewisse Verschwiegenheit der Briten
über den Wert von ehrgeizigen öffentlichen Erklärungen bezüglich des allum-
fassenden Ziels, wie man eine Europäische Union erlangen könne, registrier-
bar war, unterbreiteten britische Vertreter gegen Ende des Jahres wiederholt
konstruktive Vorschläge zu einigen Einzelaspekten der geplanten Europäi-
schen Akte, wobei der Kooperationsmechanismus zwischen den verschiedenen
Gemeinschaftsinstitutionen und zwischen der Gemeinschaft und dem EPZ-Me-
chanismus besonders einbezogen wurde.

Die britische Debatte über Europa

Da die Berichterstattung über die Politik der Europäischen Gemeinschaft in
den britischen Medien 1981 weitgehend von den bisher erwähnten Themen —
insbesondere der Haushaltsfrage — beherrscht wurde, überrascht es nicht, daß
diese Themen auch in der gesamten Diskussion der Öffentlichkeit einen her-
ausragenden Platz einnahmen.

Soweit die britischen Parteien betroffen waren, wurde die offizielle Labour-
Politik, daß eine zukünftige Labour-Regierung Großbritannien ohne vorheri-
ges Referendum aus der EG hinausführen wolle, noch durch die Ereignisse des
Jahres 1981 bestärkt. Auf einem Parteitag, der Ende September in Brighton
stattfand, sprachen sich die Delegierten mit einer überwältigenden Mehrheit
für diesen Standpunkt aus. Im Laufe der sehr kurzen Debatte wurden die weni-
gen Redner, die argumentierten, daß ein Rückzug Großbritanniens aus der Ge-
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meinschaft für das Land schädlich sei und die Arbeitslosigkeit erheblich wach-
sen würde, von denjenigen Sprechern in ihrer Anzahl weit übertroffen, die das
traditionelle Labour-Argument vorbrachten, die EG sei ein kapitalistisches
Unternehmen, das Großbritannien die Erlangung des Sozialismus unmöglich
machen würde. Die EG müsse im übrigen auch für eine Politik verantwortlich
gemacht werden, die die Lebenshaltungskosten in Großbritannien erhöhen und
das Land zu eng an eine kleine Gruppe von im wesentlichen rechtsgerichteten
Staaten der westlichen Welt anbinden würde.

Sowohl vor als auch nach dem Parteitag waren jedoch auch Stimmen in der
Labour-Party zu hören, die meinten, eine ganze Anzahl von Gründen würde
dagegen sprechen, daß eine zukünftige Labour-Regierung Großbritannien aus
der EG hinausführe. Einige, diese Position stützende Argumente waren: er-
stens würde durch den Beitritt Griechenlands, Spaniens und Portugals der we-
sentliche Charakter der Gemeinschaft geändert werden, daher würde die Ge-
meinschaft eine lockere und weniger zentralisierte Organisation werden, die
keine Bedrohung der Britischen Hoheitskontrolle über die Wirtschafts- und In-
dustriepolitik darstellen würde; zweitens deute der Sieg der Linken in Frank-
reich unter Frangois Mitterrand und die Absicht der neuen französischen Re-
gierung, ein ausgesprochen sozialistisches Programm zu verfolgen, darauf hin,
daß entscheidende Schritte zum Sozialismus für einen Mitgliedsstaat der Ge-
meinschaft möglich seien; und drittens würde der Verhandlungsprozeß über
den Austritt der Briten aus der Gemeinschaft unvermeidlicherweise langwierig
und schwierig sein; dies führe zu einer solchen Unsicherheit über die Aussich-
ten der britischen Wirtschaft, daß das Hauptziel der Labour-Partei — Überwin-
dung der Arbeitslosigkeit in Großbritannien — erheblich erschwert werden
würde. Im Interesse gerade dieses Ziels sollte die Absicht, Großbritannien aus
der Gemeinschaft herauszunehmen, nicht verfolgt werden. Obgleich am Ende
des Jahres diese Ansicht sehr häufig in Kreisen der Labour-Partei zu hören
war, blieb sie natürlich nur eine Minderheitenmeinung.

Im Gegensatz zu den wiederholten Beteuerungen der Labour-Partei, Groß-
britannien aus der Gemeinschaft zurückzuziehen, unterstützen die anderen po-
litischen Parteien im britischen Parteiensystem nach wie vor mit unterschiedli-
chem Enthusiasmus ihre Verpflichtung zu dem Ziel einer Europäischen Eini-
gung. Die Liberale Partei bekräftigte erneut ihren Einsatz für ein föderales Eu-
ropa, und ihr Führer, David Steel, unterstützte bei einer Vorlesung in London
im Herbst den Plan einer Europäischen Union, der von seinem deutschen Par-
teikollegen Genscher entwickelt wurde, besonders nachdrücklich4.

Im Laufe des Jahres 1981 bildete die Liberale Partei eine Allianz mit der neu-
gegründeten sozialdemokratischen Partei, deren Führer — Roy Jenkins, David
Owen, Shirley Williams und William Rogers — Anfang 1981 die Labour-Partei
auch wegen ihrer anti-europäischen Einstellung verlassen hatten. In öffentli-
chen Stellungnahmen der sozialdemokratisch-liberalen Allianz, beispielsweise
auf der SDP-Versammlung im Oktober 1981 oder in der Nachwahlkampagne
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im folgenden Monat, bei der Shirley Williams in das Parlament wiedergewählt
wurde, wurde die Verpflichtung der Allianz für eine Europäische Gemein-
schaft besonders hervorgehoben5. Indessen behauptete die kleine anti-europäi-
sche Gruppe der Parlamentsabgeordneten der Konservativen Partei, die von
dem ehemaligen Minister Edward Taylor angeführt wurde, weiterhin, daß die
wirtschaftlichen Erträge, die sich aus der Mitgliedschaft in der Gemeinschaft
ergeben, nicht den hohen Preis rechtfertigen könnten, den Großbritannien da-
für entrichten müsse. Diese Meinung wird jedoch nur von einer sehr kleinen
Minderheit innerhalb der Konservativen Partei geteilt.

Obgleich sie Mrs. Thatchers Klagen über den Gemeinschaftshaushalt bejah-
ten, unterstützten die Konservativen insgesamt die britische Mitgliedschaft so-
wohl im wirtschaftlichen als auch im politischen Bereich. Eine Broschüre, die
von der Konservativen Partei im Oktober veröffentlicht wurde, legte die Vor-
teile der Mitgliedschaft in der Gemeinschaft ausführlich dar6, und es ist beson-
ders bemerkenswert, daß die Konservative Partei eine der ihr zugeteilten Sen-
dungen im britischen Fernsehen, die speziell den politischen Parteien zustehen,
nur dem Thema der britischen Rolle in Europa widmete.

Dieses Fernsehprogramm, das an dem historischen Datum des 11. November
ausgestrahlt wurde, unternahm den kühnen Versuch, sich die Tatsache der bri-
tischen Präsidentschaft in der Gemeinschaft zu Nutzen zu machen, um die briti-
sche Öffentlichkeit davon zu überzeugen, die Konservative Partei zu unterstüt-
zen; man tat dies auf der Grundlage des Arguments, daß Premierministerin
Thatcher und Lord Carrington als Außenminister die Interessen Großbritan-
niens und des gesamten Europas durch ihre erfolgreiche Leitung der Präsident-
schaft verfolgen würden. Natürlich werden stärker die politischen und weniger
die wirtschaftlichen Aspekte der Gemeinschaftsangelegenheiten hervorgeho-
ben, und dies unterstreicht wiederum den Vorrang, der in der britischen Hal-
tung der diplomatischen und der internationalen Seite der Gemeinschaft einge-
räumt wird.

Die Gemeinschaft als Rahmenbedingung für politische Kooperation
Diese Diskussion verdeutlicht, daß 1981 — wie schon zuvor — Großbritannien
gegenüber der politischen Dimension der Gemeinschaft viel positiver einge-
stellt war als gegenüber innergemeinschaftlichen Fragen und Problemen. Die
britische Regierung betonte erneut in ihrer Antwort auf die Genscher-Colom-
bo-Akte, wo sie vor allem die Vorteile der Gemeinschaft sah: in der Unterstüt-
zung der Mitgliedstaaten in ihren internationalen Beziehungen; dies ging insbe-
sondere aus Lord Carringtons bedeutender Hamburger Rede vom November
1980 hervor. Ebenso ließ er bei seinen Berichten zur britischen Präsidentschaft
vor dem Europäischen Parlament7 keinen Zweifel daran, daß aus britischer
Sicht die EPZ das fruchtbarste Feld für die Entwicklung der Gemeinschaft sei.
In einer Zeit, die durch Verschlechterung der Ost-West-Beziehungen nach
Afghanistan und Polen, durch wachsende Spannungen im Mittleren Osten und
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durch die scheinbar abnehmende Fähigkeit der Vereinigten Staaten als Füh-
rungsmacht der westlichen Allianz gekennzeichnet ist, sprach Lord Carrington
damit für große Teile der öffentlichen Meinung Großbritanniens, als er die po-
litische Zusammenarbeit der EG-Staaten so deutlich hervorhob.
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